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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegenv

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 26° Februar 1957

"für Recht erkannt:

Unter Aufhebung des Urteils des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 300 Juli 1954 wird die Berufung

des Klägers gegen die Vorentscheidung des Oberversiche—

rungsamts Karlsruhe vom 7. Dezember 1951 als unzulässig

verworfen0 '

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegen()
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Der Kläger erlitt am 31„ Oktober 1934 auf dem Heimweg von

der Arbeit, den er mit einem Personenzug zurücklegte, einen

Unfall° Er sprang-vor dem Anhalten des Zuges auf der Station

seines Wohnortes Malsch vorzeitig ab und stürzte dabei unter

den noch in Bewegung befindlichen Zug. Hierbei wurde ihm das

rechte Bein im Oberschenkel abgefahren° Die Beklagte lehnte

Entschädigungsansprüche in vollem Umfange ab, weil der Kläger

den Unfall durch leichtfertiges Verhalten selbst herbeigeführt

habe„ Der Kläger verfolgte seine Ansprüche im Rechtszuge bis

zum Reichsversicherungsamt (RVA.)° Dort kam es zu einem Ver—

gleich mit der Beklagten. Diese verpflichtete sich gegen Rück—

nahme des Rekurses, dem Kläger aus Anlass seines Unfalls die

Hälfte der ihm Zustehenden Entschädigung vom 1° Juli 1935 an

zu gewähren, außerdem die Kosten der ärztlichen Behandlung

sowie der Versorgung mit Körperersatzstücken und die Entschä—

digung für die mit völliger Erwerbsunfähigkeit verbundenen

Heilverfahren zu übernehmen° Die Beklagte gewährte daraufhin

durch Bescheid_vom 21, Dezember 1936 eine Dauerrente, und ’

zwar bis zum 31. Oktober 1936 die Vollrente und vom 1„ Novem—

ber 1936 an eine Teilrente von 80 VoHc Der Rentenberechnung

wurde ein Jahresarbeitsverdienst (JAV.) von 10608,45 RM zu—
grunde gelegt, und die Rente wurde zur Hälfte versagto

‚Am 24. Oktober 1949 beantragte der Kläger die Erhöhung der
Dauerrente auf mindestens 90 vcH° wegen Verschlimmerung der

Stumpfbeschwerden° Außerdem beantragte er, die teilweise Ver—

sagung der Entschädigung im Hinblick auf das Gesetz über die

Verbesserung der gesetzlichen Unfallversicherung vom
10oAugust

1949 — UVVG — (Gesetzbl° der Verwaltung des Vereinigten Wirt—
'schaftsgebiets Nr. 30 vom 25° August 1949, S„ 251) aufzuheben

und die Rente nach einem höheren‚den Teuerungsverhältnissen an—
gepassten JAV. zu berechnenoNachdem eine nicht in einer ge—
schlossenen Krankenanstalt, sondern lediglich ambulant durchge—

führte Heilbehandlung abgeschlossen werden war‚lehnte die Be—

klagte mit
_3_
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Bescheid vom 19. Juli 1950 den Anspruch auf Rentenerhöhung

ab, weil nicht erwiesen sei, daß nach Beendigung des Heil—

verfahrens noch eine Verschlimmerung der Unfallfolgen Vor—

liege° An demselben Tage erging ein zweiter gesonderter Be—

Scheid der Beklagten über die Festsetzung einer Dauerrente
nach dem erneuten ambulanten Heilverfahren in Höhe von 80

v.Ho Diese Rente wurde nach einem unveränderten JAV. von
1.608,45 DM berechnet, und die Entschädigung blieb weiter—

hin zur Hälfte versagta

Auf die vom Kläger eingelegte Berufung gegen beide Beschei—

de erklärte sich die Beklagte mit der Erhöhung der Dauer—

rente auf 90 v.H. einverstanden. Der Kläger verfolgte den

Anspruch auf Gewährung der Rente im ungekürzten und nach

einem höheren JAV. berechneten Betrage mit der Begründung

weiter, der bisherigen Versagung der Entschädigung sei

durch die Beseitigung des @ 556 Satz 2 der Reichsversiche—

rungsordnung (EVO) die gesetzliche Grundlage entzogen wor—

den und hinsichtlich des JAV. müßten bereits ergangene ge—

setzliche Änderungen sowieseine Verdienstmöglichkeit als

Schreiner berücksichtigt werden. Hieréuf hat der Vorsitzende

der Spruchkammer des Oberversicherungsamts (0VA°) Karlsruhe

durch Vorentscheidung vom 7. Dezember 1951 den Bescheid der

Beklagten vom 19° Juli 1950 dahin geändert, daß anstelle

einer Dauerrente von 80 v.H. eine solche von 90 voH° zu ge—

währen ist, und hinsichtlich des weiteren Begehrens die Be—

rufung als unbegründet zurückgewiesen„ In den Entscheidunge—

gründen ist im wesentlichen ausgeführt: Die höhere Minderung '

der Erwerbsfähigkeit von 90 V.H° sei erwiesen; der Änderung

des JAV. stehe jedoch die rechtskräftige Feststellung im

Bescheid vom 21. Dezember 1936 entgegeno Gründe, die inso—„

weit eine Wiederaufnahme des Verfahrens rechtfertigten, seien

nicht ersichtlicho Ebensowenig könne von der rechtskräftigen9

den Entschädigungsanspruch zur Hälfte versagenden Entschei—

dung abgegangen werden, da @556 Satz 2 EVO nicht mit rück—
wirkender Kraft aufgehoben worden sei. Die vor dem Inkraft-

„4„
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treten des UVVG eingetretenen Arbeitsunfälle könnten daher

nicht von der Beseitigung der Versegungsbefugnis erfaßt wer—

deno In der in die Urteilsformel aufgenommenen Rechtsmittel»

„belehrung ist zum Ausdruck gebracht, daß der Rekurs hinsicht—

lich der teilweisen Versagung der Entschädigung zulässig, je—

doch im übrigen gemäß 5 1700 Nr. 8 EVO ausgeschlossen sei,

Gegen diese Vorentscheidung hat der Kläger am 280 Dezember

1951 Rekurs eingelegt und das Rechtsmittel lediglich mit dem

Hinweis auf die gesetzliche Neuregelung durch 5 9 UVVG be—

_gründet„

Die-beim Landesversicherungsamt Württemberg—Baden rechts—

hängig gewordene Sache ist mit dem Inkrafttreten des Sozial—

gerichtsgesetzes (SSG) gemäß 5 215 Abs" 5 dieses Gesetzes-
auf das Landessozialgericht (LSG.) Beden«Württemberg über—

gegangen° In der mündlichen Verhandlung vor
dem LSG° hat der

Kläger erklärt, daß hinsichtlich der Höhe des JAV° das Rechts—

mittel nicht mehr aufrechterhalten werde, und beantragt, ihm

die ungekürzte Rente zu gewähreno Das LSG, hat durch Urteil

vom 30ß Juli 1954 die Berufung gegen die Vorentscheidung des

0VA, Vom 7° Dezember 1951 als unbegründet zurückgewiesen und

die Revision zugelassen° In der Begründung dazu ist im we—

sentlichen ausgeführt: Der als Berufung auf das LSG. übergen

_
gangene Rekurs sei zulässig„weil ein Ausschliessungsgrund

nach den einschlägigen Vorschriften des SGG(55 144 bis 150)

.nicht vorliege„ Das UVVG biete keine Handhabe, die Beseiti—

gung der_Versagungsbefugnis auf Arbeitsunfälle zu erstrecken,

die sich vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (106,1949) er—

‘eignet haben, Deshalb müsse es bei der rechtskräftig ausge—
Sprochenen Teilversagung für die Rente des Klägers aus seinem

Unfall vom 310 Oktober 1954 verbleiben,

Gegen das am 2, Oktober 1954 zugestellte Urteil hat der Kläger

am 290 Oktober 1954 Revision eingelegt, ohne einen bestimmten

Antrag zu stellen, und sie am 19. November 1954 unter Nach—

holung des Revisionsantrags begründet, In der mündlichen Ver—

handlung hat er beantragt,

' , das angefochtene Urteil und die diesem Urteil

._5_
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zugrundeliegenden Vorentscheidungen insoweit

eufzuheben, als sie den Anspruch des Revisionsé

klägers auf Auszahlung der vollen Unfallrente

zurückgewiesen haben, und die Revisionsbeklagte

zu verurteilen; dem Revisionskläger vom 1° Novem—

ber 1934 en, mindestens jedoch vom 1. Juni 1949

an die volle Unfallrente zu gewähreno '

Zur Begründung hat der Kläger ausgeführt: Das LSG. habe die“

Berufung mit Recht für zulässig gehalten° Der Rekurs gegen

die Vorentschéiduhg des OVA.sei nicht gemäß5 1700Nr° 8
EVO ausgeschlossen° Eine Änderung der Verhältnisse im Sinne
dieser Vorschrift sei nicht auch eine Änderung der gesetzlichen
Vorschriften„ Bei einer Gesetzesänderung gehe es um Fragen von.

allgemeiner Bedeutungo Hierauf die Anwendbarkeit des 5 1700

Nr„ 8 EVO zu erstrecken, sei mit dem auf die Entlastung‘dés

Instanzenzuges in Bagatellsachen gerichteten Zweck dieser Vor—

schrift nicht vereinbar" In sachlicher Hinsicht verkenne das

LSG09 daß der Vorschrift des 5 9 UVVG rückwirkende Kraft bei—

zumessen sei; mindestens müsse die Versagung der Rente für

die früheren Unfälle mit Wirkung vom 1° Juni 1949 wegfallen°

Die Beklagte hat beantragt, ‘
die Revision als unbegründet zurückzuweisen„

Sie hält das Urteil des LSG. für zutreffende

Die_Revision ist statthaft, da das LSG.sie zugelassenhat
(5 162 Abs„ 1 Nr. 1 see); sie ist auch in der gesetzlichen
Form und Frist eingelegt und begründet werdeno Zwar ist nach

ständiger Reehtsübung des Bundessozialgerichts (BSG.) dem Er—

' fordernis des "bestimmten Antrags"der Revision (5 164 Abs° 2
Satz 1) nicht genügt, wenn der Revisionskläger innerhalb der

Revisionsfrist lediglich zum Ausdruck bringt, daß er gegen

ein bestimmtesUrteil Revision einlcgc (BSG°1 s; 47, 509
227 ;ä3970 Hieraus können jedoch im vorliegenden Falle keine
rechtlichen Bedenken gegen die Zulässigkeit der Revision

hergeleitct werden, weil die Rechtsmittclbelehrung des LSG„

' nicht den Erfordernissen des 5 66 Abs. 1 SGG entspricht„

..6.„
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In ihr fehlt der Hinweis, daß die Revision einen bestimmten

Antrag enthalten mußo Da der Kläger diesen Antrag innerhalb

der Jahresfrist des 5 66 Abs° 2 SGG durch die am 190 Novem—

ber 1954 beim BSG. eingegangene Revisionsbegründungsschrift

nachgeholt hat, ist die Revision gemäß dieser Vorschrift

formgerecht und rechtzeitig eingelegt werden (BSG. 1 S. 227;

SozR. SGG@ 164 Bl. Da 2_Nro 12)0

Der Senat hatte zunächst von Amts wegen zu prüfen, ob alle

Voraussetzungen vorliegen, von denen die Rechtswirksemkeit

des Verfahrens als Ganzes abhängt. Hierzu gehört auch die

Zulässigkeit der Berufung (BSG. 1 S. 227 12397; 2 S._225‚
Vßl° auch 5. 245)o Im Gegensatz zum LSG. hat der erkennende

Senat die Zulässigkeit des Berufungsverfahrens verneint° Nach

der ständigen Rechtsprechung des BSG. ist im Falle des 5 215

Abs. 3 SGG das als Berufung auf das LSG. übergegangene Ver—

fahren vor dem LSG. nur zuldssig, wenn das Rechtsmittel nach

dem Recht vor und nach dem Inkrafttreten des SGG zulässig

war (BSG. 1 s. 204, 208, 264; 2 s. 225). Ein nach der RVO
unzulässiger Rekurs wird also nach Übergang auf das LSG. auch

denn nicht zulässig, wenn das Rechtsmittel als Berufung neuen

Rechts zulässig wäre() Auf Grund der Neuordnung des gericht—

lichen Verfahrens und der Gerichtsverfassung in Angelegen—

heiten der Sozialgerichtsbarkeit durch das SGG sollten den

Prozeßbeteiligten grundsätzlich nicht weitergehende prozes=

suale Rechte eingeräumt werden, als ihnen zugestanden hätten9

wenn die im alten Recht vorgesehenen Gerichte_höherer Ordnung

in der Sache hätten entscheiden können (BSG. 1 S0 204; 2 So

225; SozR. SGG @ 215 Bl. Da 5 Nr. 18 und Blp Da 9 Nro 32}s

“An dieser Rechtsübung hält der erkennende Senat fest. Nach

dem Recht der RVO aber war das Rechtsmittel auSgeschlossen„

Nachdem durch die Vorentecheidung des OVA° dem Antrag des

Klägers auf Erhöhung der Dauerrente wegen
Verschlimmerung der

' Unfallfolgen entsprochen werden war, war der Kläger nur noch

durch die unveränderte Festsetzung des JAV. und durch die bei»

behaltene Kürzung.der Rente um die versagte Hälfte des Scha—
denscrsatzes beschwert. Seine Erklärung in der mündlichen Ver—

-7„
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handlung vor dem—LSGO, er halte das Rechtsmittel hinsicht—

lich der Höhedes JAV. nicht mehraufrecht, ist in Verbin—
dung mit seinen Ausführungen in der Rekursschrift dahin zu

verstehen, daß der JAV. nicht Gegenstand seines Rekursan—
trages sein sollte° Denn im Gegensatz zu seinem Vorbringen

in zahlreichen früheren Eingaben hat er in der Rekursschrift

den JAV. nicht mehr erwähnte Mit dem Rekurs hat er sich nur

noch gegen die teilweise Versagung der Rente gewandt und sein

Verlangen darauf gestützt, daßsich die gesetzlichen Vor——
schriften insoweit_zu seinen Gunsten geändert hätten° Der Re—

kurs-ist nach 5 1700 Nr. 8 BVD bei der Neufeststellung einer

Dauerrente wegen Änderung der Verhältnisse ausgeschlosseno

Eine Änderung der Verhältnisse in diesem Sinne braucht, wie

das EVA. bereits ausgesprochen hatte, nicht nur im Gesund—

heitszustand des Verletzten begründet zu sein, sondern kann

auch in Tatsachen bestehen, die außerhalb des durch den Un—

' fall geschaffenen Zustandes liegen (EuM. Bd° 22 So 2C0; 31
S0 237)„ Hierunter ist nach der in der neueren Rechtsprechung

vertretenen Auffassung auch eine Änderung der Verhältnisse

’ zu verstehen; die durch eine Änderung der bei der früheren

Feststellung der Dauerrente maßgebend_gewesenen gesetzlichen

Vorschriften über Voraussetzungen oder Berechnung der Rente

eingetreten ist° Dieser auch im Schrifttum überwiegend be—

jahten Auffassung hat sich der Senat bereits in seiner Ent—

scheidung vom 8. November 1956 angeschlossen (vgl; SozRo

SGG 5 145 Bl; Da 1 Nr. 1 und die in dieser Entscheidung an—

geführten Nachweise)° Hiervon abzuweichen, bietet das Revi—

sionsvorbringeh keinen Anlaßo Die Erwägung, daß Gesetzesän—

derungen wegen der dabei auftauchenden Fragen von allgemei—

ner Bedeutung vom Anwendungsbereich des 5 1700 Nr° 8 BVD
auszunehmenneien‚ findet in dem Wortlaut dieser Vorschrift

keine Stütze. @ 1700 Nr. 8 BVG bezieht sich ohne jede Ein—
schränkung schlechthin auf die Neufeststellung von Dauer—

renten wegen Änderung der Verhältnisse, wobei der Ausschluß

des Rekurses auf rein äußerliche Merkmale abgestellt und ge—

—8—
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rede dadurch eine Entlastung der Rekursinstanz herbeigeführt

werden sollte° Hiernach steht der Rekursfähigkeit des An—

spruchs des Klägers der Rekursausschließungsgrund des 5 1700

Nr„ 8 EVO entgegen0 Das OVA. hat zwar in seiner Rechtsmittel—
helehrung die gegenteilige Auffassung zum Ausdruck gebracht()

Eine unzutreffende Rechtsmittclbelehrung eröffnet aber keine
Anfechtungsmöglichkeit gemäss ihrem unrichtigen Inhalt (SozRo

see 5 150 Bl„ Da 3 Nr„ 10)0

Der Senat hat in diesem Zusammenhang geprüft, ob etwa die

Nichtbeachtung des 5 1693 EVO einen Rekursgrund darstellto

Nach 5 1693 RVGhat das OVA° in einem Falle, in dem die Re—
vision oder der Rekurs ausgeschlossen ist, die Sache unter

' Begründung seiner Rechtsauffassung an das BVA° abzugeben,

wenn es sich in einem sölchen Falle um eine noch nicht fest—

gestellte Auslegung gesetzlicher Vorschriften von grundsätz—

licher Bedeutung handelt„ Selbst wenn das 0VA° seine Abgabe—

pflicht verletzt hätte, würde dies nach der Auffassung des

Senats nicht genügen, um die Zulässigkeit'des Rekurses ent—

gegen der Vorschrift des @1700 Nr° 8 EVO zu begründeno In
Übereinstimmung mit der auf die Entstehungsgeschichte des
5 1693 EVO und den Entlastungszweck des 5 1700 RVG gestütztén,

auch im Schrifttum gebilligten ständigen Rechtsprechung des

BVA° hat der Senat angenommen, daß ein nur unbewußtes Nicht—

beachten der Abgabepflicht die Anwendbarkeit des 5 1700 RVO
auf derartige Fälle nicht ausschließt (ANa 1913 So 410; 1914

s. 622; 1925 5° 457; EuMo33 s; 553; 42 s„ 28; avo von Mit—
gliedern, 2‚ Aufio‚ Bd. I, s. 301‚ Anm. 3 zu @1693); Von
der ständigen Rechtsübung des RVA° etwa mit Rücksicht auf

die Besonderheiten der Überleitungsfälle des 5 215 Abs° 3 SGG

'
abzuweichen, hat der Senat keinen Anlass gesehen° Das BSGO

hat zwar in Fällen, in denen bei einer von einem OVAo vor dem

. Inkrafttreten des SGG entsbhiedenen Rechtssache
von grund-

sätzlicher Bedeutung die Berufung nicht gemäß 5 150 Nro 1 SGG
zugelassen werden konnte, dahin entschieden, daß das LEGO,
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auf des die Sache übergegangen ist, in entsprechender An-

wendung dieser Vcrschrift selbst zu prüfen hat, ob die Be—

rufung hätte zugelassen werden müssen (BSG. 1 S° 62 1617;

2 s 129, 3 s. 24 _/_5@7)°Dieser Grundsatz läßt sich jedoch
nicht auf das frühere Verfahrensrecht der BVG übertrageno

Bei Vertretung der gegenteiligén Auffassung würden die Un»

terschiede zwischen den Vorschriften der EVO und des SGG zu

Unrecht auße:r Betracht gelassen° Sonach hat es beim Aus—

schluß des Rekur9es gegen die Voréntscheidung des OVA° ge—

mäß % 1700 Nzr. 8 EVO zu bewenden° Das hatte zur Folge, daß
nach Übergang der Sache auf des LSG. die Berufung unzulässig

war„ Der Entscheidung des Senats steht nicht der Grundsatz

entgegen, daß im Rechtsmittélverfahren das angefochtene Ur—

teil nicht zum
Nachteil des Rechtsmittelklägers geändert wer—

Vden darf. Durch die Verwerfung der Berufung wird der Kläger

nicht in eine ungünstigere Lage versetzt als durch das seine

Berufung aus sachlichen Gründen zurückweisenderrteil des

LSG, (BSG° 2 s" 225 12237)°
Die Berufung des Klägers war somit ohne einen entsprechenden

Antrag der Beklägten als unzulässig zu verwerfen‚
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